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- 5 Sa 967/00 -

Für die Amtliche Sammlung: Nein

Entscheidungsstichworte:
Verhaltensbedingte Kündigung; Auflösung

Gesetze:
KSchG § 1 Abs. 2, § 9 Abs. 1 Satz 2

Leitsätze:
keine

Hinweise des Senats:

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


BUNDESARBEITSGERICHT

2 AZR 177/02
5 Sa 967/00 
Sächsisches 
Landesarbeitsgericht

Im Namen des Volkes!
Verkündet am 
6. November 2003

URTEIL
Pötter, Urkundsbeamtin 
der Geschäftsstelle

In Sachen

Beklagte, Berufungsklägerin und Revisionsklägerin,

pp.

Kläger, Berufungsbeklagter und Revisionsbeklagter,

hat der Zweite Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund der mündlichen Verhand­

lung vom 6. November 2003 durch den Vorsitzenden Richter am Bundesarbeitsgericht 

Prof. Dr. Rost, die Richter am Bundesarbeitsgericht Bröhl und Dr. Eylert sowie die eh­

renamtlichen Richter Thelen und Dr. Niebier für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Sächsischen 
Landesarbeitsgerichts vom 8. Januar 2002 - 5 Sa 967/00 - auf­
gehoben.

Der Rechtsstreit wird zur neuen Verhandlung und Entschei­
dung, auch über die Kosten der Revision, an das Landesar­
beitsgericht zurückverwiesen.
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Von Rechts wegen!

Tatbestand

Die Parteien streiten über die Wirksamkeit einer ordentlichen verhaltensbe­

dingten Kündigung und einen Auflösungsantrag des Arbeitgebers.

Der 1955 geborene, geschiedene und für zwei Kinder unterhaltspflichtige Klä­

ger ist seit 1993 bei der Beklagten als Sachgebietsleiter im Amt für Wohnungswesen, 

Abteilung Wohnungsaufsicht/Zweckentfremdung beschäftigt. Gemäß § 2 des schriftli­

chen Arbeitsvertrages findet auf das Arbeitsverhältnis der BAT-0 in der für den Bereich 

der VKA jeweils geltenden Fassung Anwendung. Die Vergütung des Klägers nach der 

Vergütungsgruppe IV a BAT-0 betrug zuletzt 5.300,00 DM brutto monatlich.

Am 09. Dezember 1998 fand eine Personalversammlung für die Mitarbeiter 

des Amtes für Wohnungswesen statt, an der der Beigeordnete für Wirtschaft und Woh­

nung sowie die Vorsitzende und weitere Mitglieder des Gesamtpersonalrats, Mitglieder 

des örtlichen Personalrats und eine Gewerkschaftssekretärin der ÖTV teilnahmen. Im 

Anschluß an eine Stellungnahme des Beigeordneten W. zum Tagesordnungspunkt 

„Wegfall der VO über Zweckentfremdung von Wohnraum“ meldete sich der Kläger zu 

Wort und warf Herrn W. Rechtsbeugung im Zusammenhang mit der Erteilung einer 

Zweckentfremdungsgenehmigung für Wohnraum vor. Bei dem Vorgang aus den Jah­

ren 1995/96 war anläßlich eines geplanten Grundstücksverkaufs an ein Autohaus über 

einen Antrag auf Erteilung einer Zweckentfremdungsgenehmigung (Abbruch) für ein 

auf dem Grundstück Ö in D gelegenes Mehrfamilienhaus mit vier Werkswohnungen zu 

entscheiden. Nachdem die Sachbearbeiterin im Amt für Wohnungswesen sowie der 

Kläger als Sachgebietsleiter die Auffassung vertreten hatten, eine Zweckentfrem­

dungsgenehmigung könne nur in Verbindung mit der Auflage einer Ausgleichszahlung 

in Höhe von 132.200,00 DM erteilt werden, hatte der Kläger die Akte an den damaligen 

Amtsleiter Sch. übergeben. Dieser hatte dem Kläger sodann eine Weisung des Beige­

ordneten W. übermittelt, die Genehmigung sei ohne Auflagen zu erteilen. Der vom 

Amtsleiter Unterzeichnete Abrissbescheid vom 13. Februar 1996 wurde dementspre­

chend nebenbestimmungsfrei erlassen.

Mit Schreiben vom 11. Dezember 1998 wurde der Kläger unter Fristsetzung 

bis zum 16.12.1998 durch seinen Abteilungsleiter im Auftrag des Beigeordneten W.
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aufgefordert, „seine Aussage auf Rechtsbeugung im Fall der Zweckentfremdung 

Volkswerft L schriftlich zu begründen und die aussagefähige Aktenlage beizufügen“. 

Unter dem 17. Dezember 1998 gab der Kläger eine mehrseitige schriftliche Stellung­

nahme ab, in der es ua. heißt:

1. Ich werfe D 8 Rechtsbeugung im Fall der Verbeschei- 
dung des Antrages auf Zweckentfremdung über 
Wohnraum (Abriss) im Objekt Ö , Antrag Nr. 1707, vor.

Dieser Bescheid basiert m.E. auf Rechtsbeugung, veran­
lasst durch D 8.

Deshalb hätte hier, wie in unserer Anhörung vom 
08.01.1996 zum Ausdruck gebracht wurde, nur eine Ge­
nehmigung aufgrund schutzwürdigen privaten Interesses 
erteilt werden dürfen und dies auch nur, wenn beachtlich 
und verlässlich Ersatzwohnraum und/oder einmalige Aus­
gleichszahlung angeboten bzw. geleistet worden wäre. 
Andernfalls hätte die Genehmigung nach DA und VwV 
versagt werden müssen.

Die Weisung von D 8 wurde also ermessensfehlerhaft 
erteilt. Das der Bescheid aufgrund dieser Weisung ne­
benbestimmungsfrei im öffentlichen Interesse erteilt wer­
den musste, stellt m.E. den Tatbestand der Rechtsbeu­
gung dar. Ich muss dies unterstellen, da D 8 als Fachde­
zernent sowohl die DA als auch die VwV bekannt war.

Hier wurden rücksichtslos wirtschaftspolitische Interessen 
durchgesetzt.

2. Ich werfe D 8 Rechtsbeugung im Dienstrecht vor.

Ich habe die schriftliche Bestätigung der Weisungen von 
D 8 auf dem Dienstweg grundsätzlich verlangt. Dies wur­
de genau so grundsätzlich abgelehnt.
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Dies ist m.E. eine klare Rechtsbeugung des Dienstrech­
tes.

3. Das gesamte Sachgebiet, d. h. jeder einzelne Mitarbei­
ter, wirft D 8 vor, die Arbeit des Sachgebietes be­
wusst in Misskredit gebracht zu haben.
Hier verweise ich auf eine an den örtlichen Personalrat 
gerichtete Hausmitteilung vom 09.04.1997 aufgrund einer 
Presseveröffentlichung in der DNN vom 08./09.03.1997.

Der Abteilungsleiter 69.4. Herr Dr. H wurde davon in sei­
ner Dienstberatung am 13.05.1997 durch mich in Kennt­
nis gesetzt mit der Bitte, auch den Amtsleiter zu informie­
ren.

4. Ich werfe D 8 vor, in Missachtung u. a. der Rechtspre­
chung auf dem Gebiet der Zweckentfremdung eine 
unverzügliche Auflösung des Sachgebietes zu betrei­
ben und die Arbeitsplätze der Abteilung bewusst aufs 
Spiel zu setzen.

Der Auftritt und der Vortrag von D 8 in dieser Personal­
versammlung waren entwürdigend und zynisch, er ent­
hielt Halb- und Unwahrheiten. Er ließ keinerlei persönliche 
Verantwortung in der Sache, besonders aber keinerlei 
Einsatz in der Fürsorgepflicht des Arbeitgebers bei so­
zialverträglicher Lösung des Problems erkennen.

Der Leiter des Personalamtes der Beklagten unterrichtete daraufhin den bei 

der Beklagten gebildeten Gesamtpersonalrat mit einem der Vorsitzenden des Gesamt­

personalrats am 12. Februar 1999 zugegangenen Schreiben von der Absicht, das Ar­

beitsverhältnis des Klägers ordentlich unter Einhaltung der Kündigungsfrist von drei 

Monaten zum Quartalsende zum 30. Juni 1999 zu kündigen. Als Grund gab die Be­

klagte das Verhalten des Klägers in der Personalversammlung vom 09. Dezember 

1998 an. Weiterhin wurde mitgeteilt, der Kläger habe sich bereits zuvor unloyal und 

unangebracht renitent gegenüber Vorgesetzten gezeigt. Ihm sei am 01. April 1998 eine 

mündliche Ermahnung ausgesprochen worden, da er in einem Umlauf Mitarbeiter auf­

gefordert habe, zu - richtigen - Hinweisen seines Vorgesetzten zur Pausenregelung 

und zum Umgang mit Problemen bei der ärztlichen Behandlung während der Arbeits­

zeit Stellung zu nehmen, und damit deren Richtigkeit in Frage gestellt habe. Außerdem 

sei er am 09. Juli 1998 wegen seiner Weigerung, Telefonate außerhalb der Sprech­

zeiten entgegenzunehmen, abgemahnt worden.
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Mit Schreiben vom 08. März 1999 teilte der Gesamtpersonalrat mit, er sei 

nicht umfassend informiert worden und habe beschlossen, der Kündigung vorsorglich 

nach § 78 Abs. 1 bis 5 SächsPersVG zu widersprechen. Die Würdigung der Unter­

haltspflichten sei der Kündigungsbegründung nicht zu entnehmen und die Umsetzung 

auf einen anderen Arbeitsplatz sei möglich. Hierauf teilte der Leiter des Personalamtes 

mit Schreiben vom 19. März 1999 mit, der Personalrat sei ausreichend informiert wor­

den, die Kündigung werde mithin ausgesprochen.

Mit einem vom Leiter des Personalamtes unterschriebenen, dem Kläger am 

25. März 1999 zugegangenen Schreiben vom 24. März 1999 kündigte die Beklagte das 

Arbeitsverhältnis des Klägers zum 30. Juni 1999. Gegen diese Kündigung wandte sich 

der Kläger mit seiner am 13. April 1999 beim Arbeitsgericht D eingegangenen Kündi­

gungsschutzklage.

Am 17. Juli 1999 veröffentlichte die Sächsische Zeitung unter der Überschrift 

„Den Bock zum Gärtner machen“ folgenden Leserbrief des Klägers:

„Soll mit der geplanten Umstrukturierung der Dezernate Wirt- 
schaft/Wohnen und Bau nicht ein ,Bock zum Gärtner“ gemacht 
werden? Nachdem der Wirtschaftsbürgermeister das Amt für 
Wohnungswesen einschließlich der Wohnungsaufsicht/Zweck- 
entfremdung zur Auflösung gebracht hat und das Amt für 
Landwirtschaft und Marktwesen im Jahr 2001 aufgelöst wird, 
bleibt dem Wirtschaftsdezernat nur das Amt für Wirtschaftsför­
derung. Zuwenig für ein Dezernat. Um dem erfolg- und glücklo­
sen Wirtschaftsbürgermeister unter den neuen Sparzwängen 
seinen Job wenigstens bis zum Ende der Wahlperiode zu er­
halten, will man offensichtlich seine mangelnde Kompetenz für 
jegliche Bauprobleme einfach übergehen. Man nimmt ihm des­
halb die Wohnungsbauförderung und will ihm das Straßen- und 
Tiefbauamt sowie die Verkehrsplanung geben. Wie ich meine, 
eine Mogelpackung, denn was dann mangels Kompetenz und 
Geld für den Verkehr der Stadt dabei herauskommen?

L,
M-Straße“.

Der Kläger hat die Auffassung vertreten, die Kündigung sei unwirksam. Es 

fehle bereits an einer ordnungsgemäßen Anhörung des Personalrates, da der Ge­

samtpersonalrat über die Kündigungsgründe nicht vollständig informiert worden sei. 

Ihm hätten auch seine - des Klägers - Gegendarstellung zur Abmahnung vom 

13. Ju lil998 sowie das Dienstberatungsprotokoll vom 08. August 1997 zur Kenntnis 

gegeben werden müssen. Die Kündigung sei auch nicht sozial gerechtfertigt, ein Grund 

für eine verhaltensbedingte Kündigung liege nicht vor. Der Vorwurf der Rechtsbeugung

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 6 - 2 AZR 177/02

gegenüber Herrn W. sei gerechtfertigt, da eine Zweckentfremdungsgenehmigung im 

Fall Ö nicht ohne Auflage hätte erteilt werden dürfen. Das Objekt sei schutzwürdig im 

Sinne der Zweckentfremdungsverordnung gewesen. Wäre dies nicht der Fall gewesen, 

hätte es einer Entscheidung nach der Zweckentfremdungsverordnung nicht bedurft, es 

hätte vielmehr ein sogenanntes Negativattest erteilt werden müssen. Die Entscheidung 

sei auch nicht durch öffentliche Interessen gerechtfertigt gewesen, insbesondere hät­

ten die Schaffung oder der Erhalt von Arbeitsplätzen in Übereinstimmung mit der Ver­

waltungsanweisung zur Zweckentfremdungsverordnung kein öffentliches Interesse an 

der Zweckentfremdung von Wohnraum begründet. Schließlich sei auch eine Existenz­

gefährdung durch die Zahlung des vorgesehenen Ausgleichsbetrages nicht ersichtlich, 

so dass auch keine überwiegenden privaten Interessen die Entscheidung gerechtfertigt 

hätten. Bei der Interessenabwägung zu berücksichtigen sei jedenfalls die emotionale 

Situation in der Personalversammlung, in der es um die Nichtverlängerung der Zweck­

entfremdungsverordnung über den 31. Dezember 1998 hinaus und die damit verbun­

dene Schließung seines Sachgebietes gegangen sei. Eine Straftat habe er Herrn W. 

nicht vorwerfen wollen. Zudem habe er mit seiner Formulierung an den Redebeitrag 

von Herrn W. angeknüpft, der sinngemäß ausgeführt habe, „wir können ja den Willen 

des Stadtrates nicht beugen, indem wir den beschlossenen Wegfall der Zweckentfrem­

dungsverordnung einfach ignorieren“.

Der Kläger hat beantragt

festzustellen, daß die Kündigung des Beklagten vom 24. März 
1999, zugegangen am 25. März 1999, rechtsunwirksam ist.

Die Beklagte hat beantragt

die Klage abzuweisen, 

hilfsweise:

das Arbeitsverhältnis zwischen den Parteien gemäß § 9 Abs. 1 
KSchG aufzulösen und die Beklagte zur Zahlung einer ange­
messenen Abfindung zu verurteilen.

Die Beklagte hat die Ansicht vertreten, die Kündigung sei wirksam. Der Ge­

samtpersonalrat sei umfassend informiert worden und habe außerdem die Möglichkeit 

gehabt, mit Einverständnis des Klägers dessen : Personalakte einzusehen. Die Kündi­

gung sei aus Gründen im Verhalten des Klägers sozial gerechtfertigt. Der Kläger habe 

in der Personalversammlung am 09. Dezember 1998 den Beigeordneten erheblich
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beleidigt, indem er ihm Rechtsbeugung und damit die Begehung eines Verbrechens 

vorgeworfen habe. Dieser Vorwurf sei nicht vom Recht des Klägers auf freie Mei­

nungsäußerung gedeckt gewesen. Die fragliche Weisung und die Entscheidung über 

den Antrag auf Zweckentfremdung im Objekt Ö sei frei von Ermessensfehlern ergan­

gen. Zudem habe der Kläger den Vorwurf der Rechtsbeugung nicht nur in der Perso­

nalversammlung, bei der auch eine Gewerkschaftssekretärin als Außenstehende teil­

genommen habe, erhoben, sondern ihn in seiner schriftlichen Stellungnahme sowie im 

Kündigungsschutzprozess wiederholt und ausführlich begründet. Eine Beschäftigung 

auf einem anderen Arbeitsplatz sei ihr weder möglich noch zumutbar.

Jedenfalls sei das Arbeitsverhältnis gegen Zahlung einer Abfindung aufzulö­

sen, da ihr ein Festhalten an dem Arbeitsverhältnis nicht zuzumuten sei. Der Kläger 

habe eine grundlegend ablehnende Haltung ihr gegenüber kundgetan. Er habe zu er­

kennen gegeben, dass er seine persönlichen Vorgesetzten äußerst gering schätze und 

an einer konstruktiven Zusammenarbeit nicht interessiert sei. Noch während des Kün­

digungsschutzprozesses habe er den Beigeordneten W. in dem Leserbrief vom 17. Juli 

1999 erneut angegriffen und ihm mangelnde Kompetenz vorgeworfen. Eine Beschäfti­

gung des Klägers, die die Zuweisung gewisser Leitungsfunktionen und Außenkontakte 

voraussetze, sei ihr daher nicht zuzumuten.

Der Kläger hat beantragt

den Auflösungsantrag abzuweisen.

Der Auflösungsantrag der Beklagten sei nicht begründet. Insoweit sei vor al­

lem zu berücksichtigen, dass inzwischen Bürgermeisterwahlen stattgefunden hätten 

und Herr W. nicht mehr für die Beklagte tätig sei.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Das Landesarbeitsgericht hat 

die Berufung der Beklagten zurückgewiesen. Mit ihrer vom Landesarbeitsgericht zu­

gelassenen Revision verfolgt die Beklagte ihren Klageabweisungsantrag, hilfsweise 

ihren Auflösungsantrag weiter.
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Entscheidungsgründe

Die Revision ist begründet und führt zur Zurückverweisung des Rechtsstreits 

an das Landesarbeitsgericht.

I. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, die Unwirksamkeit der Kündi­

gung ergebe sich nicht bereits auf Grund einer fehlerhaften Anhörung der Personal­

vertretung. Dem zuständigen Gesamtpersonalrat seien insbesondere die Kündigungs­

gründe hinreichend deutlich dargelegt worden. Die Kündigung sei jedoch nicht durch 

verhaltensbedingte Gründe sozial gerechtfertigt. Der erhobene Vorwurf der Rechts­

beugung sei als Meinungsäußerung iSv. Art. 5 Abs. 1 GG anzusehen. Es handele sich 

dabei weder um eine Schmähkritik noch um eine Formalbeleidigung. Wenn dem Bei­

geordneten eine fehlerhafte Entscheidung vorgeworfen worden sei, so liege darin keine 

Ehrverletzung. Der Kläger habe durch seine Äußerung auch nicht gegen seine Pflich­

ten aus § 8 Abs. 1 Satz 1 BAT-0 verstoßen. Insbesondere habe er seine Kritik nicht 

öffentlich, sondern in einer Personalversammlung vorgebracht. Selbst wenn man einen 

Pflichtverstoß des Klägers annähme, überwiege jedenfalls sein Interesse am Fortbe­

stand des Arbeitsverhältnisses. Der Kläger habe seine Kritik nicht leichtfertig geäußert. 

Es sei ihm um die Richtigkeit der getroffenen Entscheidung und nicht darum gegangen, 

den Beigeordneten zu diffamieren. Der Umstand, dass die als Rechtsbeugung be- 

zeichnete Entscheidung bereits mehr als zwei Jahre zurückgelegen habe, wirke sich 

nicht zu Lasten des Klägers aus.

Das Arbeitsverhältnis sei auch nicht auf Antrag der Beklagten gegen Zahlung 

einer Abfindung aufzulösen. Es könne offen bleiben, ob der Kläger mit seinem Leser­

brief gegen arbeitsvertragliche Pflichten verstoßen habe. Er habe diesen Leserbrief als 

Privatperson ohne Bezug zu seiner beruflichen Tätigkeit verfasst. Da sich die zum 

Ausspruch der Kündigung führende Kritik des Klägers ebenso wie der Leserbrief aus­

schließlich auf den Beigeordneten W. bezogen hätten und keine Anhaltspunkte dafür 

ersichtlich seien, dass es zu weiteren Konflikten mit Vorgesetzten und/oder Mitarbei­

tern gekommen sei, sei nach dem Ausscheiden von Herrn W. nicht ersichtlich, dass 

eine den Betriebszwecken dienliche Zusammenarbeit künftig nicht möglich sein werde.

II. Dem folgt der Senat nur in Teilen der Begründung, nicht jedoch im Ergebnis. 

Ob die Kündigung der Beklagten das Arbeitsverhältnis der Parteien beendet hat, kann
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der Senat mangels ausreichender Tatsachenfeststellungen des Landesarbeitsgerichts 

noch nicht abschließend entscheiden. Dies führt zur Zurückverweisung.

1. Zutreffend geht das Landesarbeitsgericht davon aus, dass grobe Beleidigun­

gen des Arbeitgebers oder dessen Vertreters, die nach Form und Inhalt eine erhebliche 

Ehrverletzung für den Betreffenden bedeuten, eine verhaltensbedingte Kündigung 

nach § 1 Abs. 2 KSchG rechtfertigen können (BAG 11. Juli 1991 -2AZR 633/90 - AP 

LPVG Bayern Art. 6 Nr. 1; 6. Februar 1997 -2  AZR 38/96 - RzK 16a Nr. 146). Schon 

vor Inkrafttreten des §626 BGB war in der arbeitsrechtlichen Gesetzgebung (§ 123 

Abs. 1 Nr. 5 und § 133 c Abs. 1 Nr. 5 GewO; § 72 Abs. 1 Nr. 4 HGB) ausdrücklich an­

erkannt, dass grobe Beleidigungen gegenüber dem Arbeitgeber oder dessen Vertreter 

sogar an sich geeignet sind, dem Arbeitgeber ein Recht zur fristlosen Kündigung zu 

geben. An dieser Rechtslage hat sich durch Inkrafttreten des § 626 BGB nichts geän­

dert. Derartige Verfehlungen des Arbeitnehmers stellen einen wichtigen Grund zur au­

ßerordentlichen Kündigung iSv. § 626 Abs. 1 BGB dar. Sie können deshalb um so 

mehr eine verhaltensbedingte ordentliche Kündigung nach § 1 Abs. 2 KSchG sozial 

rechtfertigen. Bei einer auf eine Beleidigung gestützten Kündigung kommt es allerdings 

nicht auf die strafrechtliche Wertung, sondern darauf an, ob dem Arbeitgeber deswe­

gen nach dem gesamten Sachverhalt die Fortsetzung des Arbeitsverhältnisses noch 

zuzumuten ist (§ 626 Abs. 1 BGB) bzw. die Kündigung aus verhaltensbedingten Grün­

den sozial gerechtfertigt ist (§ 1 Abs. 2 KSchG) (BAG 22. Dezember 1956 - 3 AZR 

91/56 - BAGE 3, 193). Die Tatsacheninstanz darf sich daher regelmäßig nicht damit 

begnügen, einen Sachverhalt auf das Vorliegen eines Straftatbestandes zu untersu­

chen. Es ist vielmehr zu prüfen, inwieweit der vom Arbeitnehmer erhobene Vorwurf 

eine sachliche Berechtigung enthält. Erst eine umfassende Klärung ermöglicht nämlich 

die Beurteilung, ob die beleidigende Äußerung eines Arbeitnehmers so schwerwiegend 

ist, dass sie eine Kündigung rechtfertigt. Wie schwerwiegend die Ehrverletzung zu be­

werten ist, hängt dabei wesentlich auch davon ab, ob die Kritik an dem Arbeitgeber, 

dem Betrieb oder dem Vorgesetzten nur in der Betriebsöffentlichkeit oder in Anwesen­

heit betriebsfremder Personen erfolgt ist. Bei Angestellten des öffentlichen Dienstes 

wie dem Kläger kommt hinzu, dass diese sich nach § 8 Abs. 1 BAT-0 so zu verhalten 

haben, wie es von Angehörigen des öffentlichen Dienstes erwartet wird. Eine überzo­

gene Kritik in Anwesenheit Dritter kann deshalb auch eine erhebliche Verletzung dieser 

besonderen Verhaltenspflicht darstellen.
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2. Dem Landesarbeitsgericht ist weiter darin zu folgen, dass bei der kündigungs­

rechtlichen Bewertung verbaler Entgleisungen im Arbeitsverhältnis stets das Grund­

recht auf freie Meinungsäußerung (GG Art. 5 Abs. 1 Satz 1, Art. 5 Abs. 2) zu berück­

sichtigen ist (BVerfG 10. Oktober 1995 - 1 BvR 1476/91 - BVerfGE 93, 266, 289; 

16. Oktober 1998 - 1 BvR 1685/92 - NZA 1999, 77; 29. Juli 2003 - 1 BvR 2145/02 - 

NJW 2003 Heft 45 VI; Schmitz-Scholemann BB 2000, 926). Das Grundrecht aus Art. 5 

Abs. 1 Satz 1 GG gibt jedem das Recht, seine Meinung in Wort, Schrift und Bild frei zu 

äußern. Der Grundrechtsschutz besteht unabhängig davon, ob eine Äußerung rational 

oder emotional, begründet oder grundlos ist und ob sie von anderen für nützlich oder 

schädlich, wertvoll oder wertlos gehalten wird. Allein die Schmähkritik oder Formalbe­

leidigung scheidet von vornherein aus dem Schutzbereich des Grundrechts aus. Ist 

eine Äußerung weder als Schmähung noch als Formalbeleidigung einzustufen, so hat 

das Gericht unter Berücksichtigung aller Umstände eine Abwägung zwischen den Be­

langen der Meinungsfreiheit einerseits und des Rechtsguts, in dessen Interesse die 

Meinungsfreiheit eingeschränkt ist, andererseits vorzunehmen. § 8 Abs. 1 Satz 1 BAT- 

O gehört zwar zu den allgemeinen Gesetzen iSv. GG Art. 5 Abs. 2, in denen die Mei­

nungsfreiheit eine Schranke findet. Diese grundrechtsbeschränkende Norm ist jedoch 

ihrerseits wieder im Licht der Meinungsfreiheit auszulegen und anzuwenden (BVerfG 

16. Oktober 1998 - 1 BvR 1685/92 - NZA 1999, 77).

3. Es hält sich grundsätzlich im Beurteilungsspielraum der Tatsacheninstanz, 

wenn das Landesarbeitsgericht die Äußerung des Klägers nach den Gesamtumstän­

den dahingehend bewertet hat, sie stelle weder eine Schmähkritik noch eine Formal­

beleidigung dar, mit der sich der Kläger von vornherein außerhalb des Schutzbereichs 

des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG gestellt habe. Da eine Rechtsbeugung nach dem Strafge­

setzbuch (§ 339 StGB) nicht nur von Richtern, sondern auch von sonstigen Amtsträ­

gern begangen werden kann und das Landesarbeitsgericht dem Kläger abnimmt, er sei 

davon ausgegangen, der Beigeordnete habe vorsätzlich eine Ermessensentscheidung 

getroffen, die so mit dem geltenden Recht nicht vereinbar war, unterfiel die entspre­

chende Meinungsäußerung des Klägers grundsätzlich dem Schutzbereich des Art. 5 

Abs. 1 Satz 1 GG.

4. Die Einzelabwägung, mit der das Landesarbeitsgericht zu dem Ergebnis ge­

langt ist, die verhaltensbedingte Kündigung sei nicht gerechtfertigt, ist jedoch nicht frei 

von Rechtsfehlern.
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a) Die Entscheidung des Berufungsgerichts über die Sozialwidrigkeit einer Kün­

digung ist in der Revisionsinstanz nur beschränkt nachprüfbar. Bei der Frage der Sozi­

alwidrigkeit (§ 1 Abs. 2 KSchG) handelt es sich um die Anwendung eines unbestimm­

ten Rechtsbegriffs, die vom Revisionsgericht nur darauf überprüft werden kann, ob das 

Berufungsgericht den Rechtsbegriff selbst verkannt hat, ob es bei der Unterordnung 

des Sachverhalts unter die Rechtsnorm des § 1 KSchG Denkgesetze oder allgemeine 

Erfahrungssätze verletzt hat, ob es bei der gebotenen Interessenabwägung, bei der 

dem Tatsachenrichter ein Beurteilungsspielraum zusteht, alle wesentlichen Umstände 

berücksichtigt hat und ob die Entscheidung in sich widerspruchsfrei ist (BAG 

27. Februar 1997 - 2 AZR 302/96 - AP KSchG 1969 § 1 Verhaltensbedingte Kündigung 

Nr. 36 = EzA KSchG § 1 Verhaltensbedingte Kündigung Nr. 51 mwN). Auch unter Be­

rücksichtigung dieses eingeschränkten Prüfungsmaßstabs hält das Urteil des Landes­

arbeitsgerichts den Angriffen der Revision im Ergebnis nicht stand.

b) Die Revision rügt zu Recht, das Berufungsgericht habe schon die Schwere 

des Vorwurfs der Rechtsbeugung und die damit einhergehende Verletzung des Per­

sönlichkeitsrechts des Beigeordneten nicht ausreichend gewichtet.

aa) Nach § 339 StGB stellt die Rechtsbeugung ein Verbrechen dar, das mit einer 

Freiheitsstrafe von einem Jahr bis zu fünf Jahren bestraft wird und damit nach § 45 

StGB bei dem Bürgermeister einer Stadt nicht nur zum Verlust der Fähigkeit, öffentli­

che Ämter zu bekleiden, sondern zugleich zum Verlust der Rechtsstellung führt, die er 

inne hat. Es kann keinem Zweifel unterliegen, dass ein städtischer Angestellter, der 

ohne ausreichenden Grund den ihm Vorgesetzten Bürgermeister der Stadt, bei der er 

angestellt ist, eines solchen Verbrechens bezichtigt, diesen ganz erheblich in seinen 

Persönlichkeitsrechten beeinträchtigt und damit eine gravierende Verletzung seiner 

arbeitsvertraglichen, ua. in § 8 Abs. 1 Satz 1 BAT-0 niedergelegten Pflichten begeht. 

Das Verhalten eines Angestellten im öffentlichen Dienst ist an einem strengeren Maß­

stab zu messen als das privat Beschäftigter. Insbesondere muss der Angestellte sein 

Verhalten so einrichten, dass das Ansehen des öffentlichen Arbeitgebers nicht beein­

trächtigt wird (BAG 8. Juni 2000 - 2 AZR 638/99 - BAGE 95, 78). § 8 Abs. 1 Satz 1 

BAT-0 verpflichtet den Angehörigen des öffentlichen Dienstes, der nach § 8 Abs. 2 

Satz 1 BAT-0 dienstlichen Anordnungen nachzukommen hat, zu einer besonderen 

Zurückhaltung bei der offenen Kritik an Entscheidungen desjenigen Vorgesetzten, den 

nach § 8 Abs. 2 Satz 2 BAT-0 die Verantwortung für die fragliche Anordnung trifft. Der 

öffentliche, zudem überzogene Vorwurf der Rechtsbeugung gegenüber einem solchen

- 12 -
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


- 12- 2 AZR 177/02

Vorgesetzten verstößt regelmäßig gegen die Verhaltenspflichten des Angestellten im 

öffentlichen Dienst.

bb) Zur Begründung, der betreffende Vorgesetzte habe das Verbrechen der 

Rechtsbeugung begangen, kann es darüber hinaus nicht ausreichen, ihm einen belie­

bigen Fehler bei einer Ermessensentscheidung während seiner Amtstätigkeit vorzu­

werfen. In der Rechtsprechung der Strafgerichte ist vielmehr anerkannt, dass der Tat­

bestand der Rechtsbeugung nicht in unangemessener Weise ausgedehnt werden darf. 

Zweck der Vorschrift ist es, den Rechtsbruch als elementaren Verstoß gegen die 

Rechtspflege unter Strafe zu stellen. Die Einordnung der Rechtsbeugung als Verbre­

chenstatbestand indiziert die Schwere des Unwerturteils und führt in der Regel im Falle 

der rechtskräftigen Verurteilung kraft Gesetzes zur Beendigung des entsprechenden 

Beamtenverhältnisses (§ 24 Abs. 1 BRRG). Mit dieser gesetzlichen Zweckbestimmung 

wäre es nicht zu vereinbaren, jede unrichtige Rechtsanwendung und jeden Ermes­

sensfehler in den Schutzbereich der Norm einzubeziehen. Rechtsbeugung begeht 

deshalb nur d e r  Amtsträger, der sich bewusst in schwerwiegender Weise vom Gesetz 

entfernt und sein Handeln als Organ des Staates statt an Recht und Gesetz an seinen 

eigenen Maßstäben ausrichtet (BGH 23. Mai 1984 - 3 StR 102/84 - BGHSt 32, 357, 

360 f.; 29. Oktober 1992 - 4 StR 353/92 - BGHSt 38, 381, 383). Die Rechtsbeugung als 

elementarer Verstoß gegen die Rechtsordnung setzt darüber hinaus einen direkten 

Vorsatz des Betreffenden, einen Rechtsbeugungsvorsatz voraus (§ 2 Abs. 3 StGB; 

BGH 10. Dezember 1998 - 5 StR 322/98 - BGHSt 44, 275, 305).

cc) Es liegt auf der Hand, dass der vom Kläger dem Beigeordneten vorgeworfene 

Ermessensfehler, der vom Landesarbeitsgericht im einzelnen nicht geprüft worden ist, 

kaum als geeignet angesehen werden kann, diese erheblichen Anforderungen an den 

Straftatbestand der Rechtsbeugung zu erfüllen. Es fehlt auch, wie die Revision im Er­

gebnis ebenfalls zutreffend rügt, in dem angefochtenen Urteil eine hinreichende Be­

gründung dafür, dass dem Kläger dies nicht bekannt sein mußte. Es reicht insoweit 

nicht der Hinweis darauf aus, im allgemeinen Volksmund werde der Begriff der 

Rechtsbeugung inflationär benutzt. Der Kläger war als Sachgebietsleiter in einer Ver­

waltungsabteilung beschäftigt, die überwiegend mit Rechtsfragen beschäftigt war. Sei­

ne Argumentation in dem Schreiben, mit dem er den Vorwurf der Rechtsbeugung zu 

begründen versucht, zeigt, dass ihm die Behandlung juristischer Fragen aus seiner 

Tätigkeit her besser vertraut sein musste als einem einfachen Bürger, der möglicher­

weise mit dem Begriff der Rechtsbeugung verhältnismäßig undifferenziert umgeht.
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c) Ebenso zutreffend rügt die Revision, das Landesarbeitsgericht sei nicht hinrei­

chend der Frage nachgegangen, ob der Beigeordnete bei der fraglichen Entscheidung 

tatsächlich derart ermessensfehlerhaft gehandelt hat, wie dies der Kläger im Prozess 

darzustellen versucht. Gerade unter dem Blickwinkel des Art. 5 Abs. 1 Satz 1 GG kann 

eine derartige Äußerung wie der Vorwurf der Rechtsbeugung gegenüber einem Vorge­

setzten sachgerecht erst bewertet werden, wenn feststeht, ob die dem Vorwurf 

zugrunde liegende Kritik an der fraglichen Entscheidung des Vorgesetzten berechtigt 

ist oder nicht. Ist die geübte Kritik an dem Vorgesetzten im Kern sachlich gerechtfertigt 

und nur der Vorwurf der Rechtsbeugung überzogen, so lässt dies die nicht zu leugnen­

de Persönlichkeitsverletzung durch den Vorwurf einer Rechtsbeugung in einem milde­

ren Licht erscheinen. Andererseits ist der Pflichtverstoß des Betreffenden um so gra­

vierender, je unberechtigter sich der Vorwurf nach den - von der Tatsacheninstanz auf­

zuklärenden - Umständen herausstellt. Hier reicht nicht, wie das Landesarbeitsgericht 

meint, allein die Feststellung, der Vorwurf sei jedenfalls nicht leichtfertig erfolgt. Dies 

verkennt, dass ein Angestellter des öffentlichen Dienstes, der in juristischen Dingen 

nicht unerfahren ist, nicht jede Begründung, die sich bei näherem Hinsehen als unzu­

treffend erweist, dazu benutzen darf, seinem Vorgesetzten die Begehung eines 

Verbrechens vorzuwerfen, das bei diesem zum Verlust der Amtsfähigkeit und des von 

ihm bekleideten Amtes führt. Hinreichende Tatsachenfeststellungen zu dem Vorgang Ö 

, der den Kläger zu dem Vorwurf der Rechtsbeugung veranlasst hat, hat das Landes­

arbeitsgericht - von seinem Rechtsstandpunkt aus konsequent - nicht getroffen. Dies 

wird nach der Zurückverweisung nachzuholen sein.

d) Die Revision rügt auch zu Recht, das Landesarbeitsgericht habe die Umstän­

de, unter denen die Äußerung des Klägers gefallen ist, nicht vollständig und teilweise 

unzutreffend bewertet. Es trifft zwar zu, dass der Vorwurf der Rechtsbeugung in einer 

Personalversammlung gefallen ist. Bei einem derartigen Anlass geäußerte Kritik darf 

grundsätzlich auch einmal überspitzt und polemisch ausfallen, ohne dass der Arbeitge­

ber stets berechtigt wäre, daraus einen Kündigungsgrund herzuleiten. Seine Grenze 

findet das Teilnahmerecht an der Personalversammlung allerdings regelmäßig in der 

arbeitsvertraglichen Pflicht, nicht den Betriebsfrieden zu stören (vgl. BAG 4. Mai 1955 -

1 ABR 4/53 - BAGE 1, 359; 22. Oktober 1964 - 2 AZR 479/63 - AP KSchG § 1 Ver­

haltensbedingte Kündigung Nr. 4; FKHES BetrVG 21. Aufl. § 45 Rn. 22 f.). Zwar ist mit 

dem Landesarbeitsgericht zugunsten des Klägers zu berücksichtigen, dass es bei der 

Personalversammlung um den Wegfall der Verordnung über Zweckentfremdung von 

Wohnraum, also des Arbeitsgebiets des Klägers ging, so dass die Atmosphäre bei der
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Versammlung verständlicherweise eher angespannt war. Dies allein rechtfertigt es je­

doch nicht, wie das Landesarbeitsgericht angenommen hat, völlig unberücksichtigt zu 

lassen, dass der vom Kläger geäußerte Vorwurf der Rechtsbeugung nicht das Thema 

der Personalversammlung war, sondern einen mehrere Jahre zurückliegenden, zumin­

dest seit 1997 nicht mehr angesprochenen Einzelvorgang betraf. Diesen hatte der Klä­

ger jedenfalls nicht zum Anlass genommen, etwa wegen rechtlicher Bedenken gegen 

die Entscheidung des Beigeordneten den Oberbürgermeister einzuschalten. Es fehlt 

auch eine hinreichende Begründung für die Annahme des Landesarbeitsgerichts, dem 

Kläger sei es ersichtlich „stets“ um die Richtigkeit der seinerzeit getroffenen Entschei­

dung gegangen. Bei der Personalversammlung lag diese Entscheidung so lange zu­

rück, dass ein Versuch, die Entscheidung noch in Frage zu stellen, aussichtslos er­

scheinen musste. Dies spricht eher dafür, daß Ziel der Äußerung des Klägers allein ein 

Angriff auf den Bürgermeister war. Schließlich hat das Landesarbeitsgericht bei der 

Gewichtung der Äußerung des Klägers nicht erkennbar berücksichtigt, dass der Vor­

wurf der Rechtsbeugung im Hinblick auf einen konkreten, auch für Dritte nachvollzieh­

baren Sachverhalt in Anwesenheit von Personen erfolgt ist, die nicht ohne weiteres zur 

Verschwiegenheit verpflichtet waren (vgl. FKHES BetrVG 21. Auf!. § 42 Rn. 51). Damit 

bestand die naheliegende Gefahr, dass der Vorwurf, der Beigeordnete habe sich bei 

der konkreten Entscheidung des Verbrechens der Rechtsbeugung schuldig gemacht, 

aus dem engen Bereich der Verwaltung der Beklagten einem größeren Personenkreis 

zur Kenntnis gelangte.

e) Die Revision rügt schließlich zutreffend, dass auch die Annahme des Landes­

arbeitsgerichts, die Äußerung des Klägers bei der Personalversammlung sei als ein­

maliger Vorgang zu werten, so nicht zutrifft. Zwar hat die Beklagte die Kündigung allein 

auf den Vorwurf der Rechtsbeugung gegenüber dem Beigeordneten anläßlich der Per­

sonalversammlung gestützt und hierzu den Gesamtpersonalrat beteiligt. Dies ersetzt 

jedoch nicht die Prüfung, ob es sich bei der dem Arbeitnehmer vorgeworfenen Pflicht­

verletzung lediglich um eine einmalige Entgleisung gehandelt hat oder ob eine Wieder­

holung in dieser oder ähnlicher Form zu befürchten ist. Wenn die Beklagte unter Darle­

gung des entsprechenden Sachverhalts vorgetragen hat, der Kläger habe sich schon 

zuvor renitent gegenüber Vorgesetzten gezeigt, so können solche früheren Vorfälle 

durchaus im Rahmen der Interessenabwägung zu berücksichtigen sein, wenn sie die 

Prognose bestätigen, mit dem Verhalten des Klägers in der Personalversammlung ver­

gleichbare Vorfälle seien auch in Zukunft zu befürchten. Insoweit reicht es nicht aus, 

wenn das Landesarbeitsgericht eine von der Beklagten dargelegte, angebliche Pflicht-
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Verletzung des Klägers allein mit der Begründung unberücksichtigt lässt, dieses Vor­

kommnis habe einen „einmaligen Vertragsverstoß“ dargestellt und es habe sich nicht 

um den hier kündigungsrelevanten Vorwurf gehandelt.

Auch die schriftliche Stellungnahme des Klägers zu seinem Vorwurf der 

Rechtsbeugung war jedenfalls daraufhin zu überprüfen, welche Prognose für eine 

weitere vertrauensvolle Zusammenarbeit zwischen den Parteien im Zeitpunkt der Kün­

digung zu stellen war. Zwar entsprach es der Wahrnehmung berechtigter Interessen 

(§ 193 StGB), wenn der Kläger auf entsprechende Anforderung seiner Vorgesetzten 

sich in der Stellungnahme bemüht hat darzulegen, welche Umstände ihn zu dem Urteil 

bewogen haben, der Beigeordnete habe eine Rechtsbeugung begangen. Es ist jedoch 

nicht zu verkennen, dass der Kläger es nicht bei dem Sachvortrag belassen hat, der 

aus seiner Sicht zur Wahrnehmung seiner berechtigten Interessen erforderlich war, 

sondern in seine Stellungnahme neue Schärfen hereingebracht hat („rücksichtslos“, 

„Mißachtung“, „entwürdigend“, „zynisch“, „Halb- und Unwahrheiten“, „keinerlei persönli­

che Verantwortung“). Diese ließen im Fall seiner Weiterbeschäftigung kaum ein unge­

trübtes Verhältnis zu dem Beigeordneten und anderen Vorgesetzten erwarten.

5. Die Entscheidung des Landesarbeitsgerichts stellt sich auch nicht aus ande­

ren Gründen als richtig dar (§ 563 ZPO). Insbesondere hat das Landesarbeitsgericht 

zutreffend angenommen, die Kündigung sei nicht nach § 78 Abs. 3 SächsPersVG un­

wirksam. Die Ausführungen des Landesarbeitsgerichts hierzu lassen keinen Rechts­

fehler erkennen. Mit der Revisionserwiderung wird lediglich noch geltend gemacht, der 

Kündigungsvorwurf sei in dem Anhörungsschreiben nicht hinreichend konkret darge­

stellt worden. Mit dieser Argumentation hat sich jedoch schon das Landesarbeitsgericht 

in dem angefochtenen Urteil auseinandergesetzt und ausgeführt, das Anhörungsver­

fahren mache hinreichend deutlich, dass es der Beklagten entscheidend auf den Vor­

wurf der Rechtsbeugung im Zusammenhang mit dem Vorgang Ö angekommen sei; der 

genaue Inhalt der Stellungnahme des Klägers sei dem Gesamtpersonalrat zudem be­

kannt gewesen, da die Vorsitzende sowie Mitglieder des Gesamtpersonalrats an der 

Personalversammlung teilgenommen hätten. Diese Ausführungen sind rechtlich nicht 

zu beanstanden. Die Revisionserwiderung zeigt auch keine angeblichen rechtlichen 

Fehler der Wertung des Landesarbeitsgerichts auf, sondern versucht lediglich, die Be­

urteilung des Landesarbeitsgerichts durch eine eigene, dem Kläger günstigere zu er­

setzen.
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6. Auch der Hilfsantrag der Beklagten auf Auflösung des Arbeitsverhältnisses 

unterliegt damit der Zurückverweisung. Sollte es hierauf bei der erneuten Entscheidung 

des Berufungsgerichts noch ankommen, so ist zu beachten, daß die Revision hier zu 

Recht die Verletzung der materiell-rechtlichen Vorschrift des § 9 Abs. 1 Satz 2 KSchG 

rügt.

a) Im Ansatz zutreffend geht das Landesarbeitsgericht davon aus, dass Beleidi­

gungen, sonstige ehrverletzende Äußerungen oder persönliche Angriffe des Arbeit­

nehmers gegen Arbeitgeber, Vorgesetzte oder Kollegen als Auflösungsgrund geeignet 

sind (BAG 30. Juni 1959 - 3 AZR 111/58- AP KSchG § 1 Nr. 56; 10. Oktober 2002 

-2  AZR 240/01 - AP KSchG 1969 § 9 Nr. 45 = EzA KSchG § 9 nF Nr. 46). Es kommt 

darauf an, ob die objektive Lage zum Schluss der mündlichen Verhandlung in der Tat­

sacheninstanz beim Arbeitgeber die Besorgnis aufkommen lassen kann, die weitere 

Zusammenarbeit mit dem Arbeitnehmer sei gefährdet. Wegen dieses zeitlichen Beur­

teilungsansatzes ist es denkbar, dass mögliche Auflösungsgründe ihr Gewicht wieder 

verlieren, weil die tatsächlichen oder rechtlichen Umstände sich im Zeitpunkt der ab­

schließenden Entscheidung geändert haben (BAG 7. März 2002 -2  AZR 158/01 - AP 

KSchG 1969 § 9 Nr. 42 = EzA KSchG § 9 nF Nr. 45).

b) Damit war zwar, wie das Landesarbeitsgericht im Ansatz zutreffend ange­

nommen hat, bei der Gewichtung des Auflösungsgrundes zu berücksichtigen, dass der 

Beigeordnete inzwischen ausgeschieden und auch der größere Arbeitsbereich, in dem 

der Kläger zuletzt tätig war, seither umorganisiert worden ist. Aus diesen Umständen 

konnte aber eine günstige Prognose für die weitere Zusammenarbeit der Parteien nur 

hergeleitet werden, wenn der Angriff des Klägers auf den Beigeordneten nur das kon­

krete Verhältnis des Klägers zu ihm als Vorgesetzten betraf und keine Rückschlüsse 

auf das zukünftige Verhalten des Klägers zu der Verwaltung insgesamt, seine künfti­

gen Vorgesetzten und Kollegen zuließ. Von Letzterem konnte das Landesarbeitsge­

richt jedoch nicht ohne weiteres ausgehen. Die Revision rügt zu Recht, dass das Lan­

desarbeitsgerichts bei der Würdigung des Leserbriefs vom 17. Juli 1999 allein auf das 

Verhältnis zwischen dem Kläger und dem Beigeordneten W. abgestellt und deshalb 

insbesondere einen Verstoß des Klägers gegen seine Pflichten aus § 8 BAT-0 verneint 

hat. Ein Angestellter, der der Verwaltung der Stadt, bei der er beschäftigt ist, vorwirft, 

sie mache mit der Zuweisung eines bestimmten Dezernats an einen Beigeordneten 

„den Bock zum Gärtner“ und „mangels Kompetenz“ des betreffenden „erfolg- und 

glücklosen Wirtschaftsbürgermeisters“ stelle die Dezernatsaufteilung eine „Mogelpa-
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ckung“ dar, handelt nicht, wie das Landesarbeitsgericht rechtsfehlerhaft angenommen 

hat, „als Privatperson ohne Bezug zu seiner beruflichen Tätigkeit“. Er verletzt vielmehr 

in erheblichem Maße das sich für ihn aus § 8 BAT-0 ergebende Gebot der Mäßigung 

und Zurückhaltung. Von weiteren Hinweisen sieht der Senat ab, da die Bewertung des 

Auflösungsgrundes im einzelnen Aufgabe der Tatsacheninstanz ist.

Rost Bröhl Eylert

Thelen Niebier
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